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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Gesundheitswesen 
(11. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über die Ausübung des Berufs der medizinisch- 

technischen Assistentin 

— Drucksache 42 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Blohm 


Der Deutsche Bundestag hatte bereits in seiner 
253. Sitzung am 5. März 1953 auf Grund des Münd- 
lichen Berichts des Ausschusses für Fragen des Ge- 
sundheitswesens über den Antrag der Deutschen 
Partei betr. Vorlage eines Gesetzentwurfs über 
den Beruf der medizinisch-technischen Assistentin 
— Drucksachen 4082, 3281 der 1. Wahlperiode — 
beschlossen, die Bundesregierung zu ersuchen, einen 
entsprechenden Gesetzentwurf vorzulegen. 

Dieser Auftrag kam den Absichten der Bundes- 
regierung entgegen, wo auch bereits eine Neu- 
regelung vorbereitet wurde und Anregungen aus 
verschiedenen Kreisen, z. B. von seiten der leiten- 
den Medizinalibeamten der Länder Vorlagen. Die 
Begründung für die Notwendigkeit einer neuen 
gesetzlichen Regelung der Ausübung des Berufs 
der medizinisch-technischen Assistentin bitte ich 
aus der Begründung der Regierungsvorlage zu 
entnehmen. 

Der Entwurf dieses Gesetzes wurde dem Bundes- 
tag am 18. Januar 1957 zugeleitet. Er wurde in der 
190. Sitzung des 2. Deutschen Bundestages am 
6. Februar 1957 in erster Lesung beraten und dem 
Ausschuß für Fragen des Gesundheitswesens über- 
wiesen. Eine Beratung fand aber nicht mehr statt. 

Der Entwurf ist in derselben Fassung am 30. No- 
vember 1957 dem 3. Bundestag zugeleitet worden. 
Der Ausschuß hat den Entwurf unter Hinzuziehung 
von Sachverständigen eingehend beraten. 

Die grundsätzliche Frage, ob das Gesetz die Aus- 
übung des Berufs der medizinisch-technischen Assi- 
stentin oder nur die Berufsbezeichnung schützen 


] soll, ist dahin geklärt worden, daß es nicht angän- 
gig sei, die gesamte Berufsausübung der medi- 
zinisch-technischen Assistentin zu regeln, da eine 
genaue Abgrenzung nicht durchführbar ist. Dieses 
Gesetz folgt hierin somit dem bereits in Kraft be- 
findlichen Krankenpflegegesetz. 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates, das 
Gesetz über die Ausübung des Berufs der medi- 
zinisch-technischen Assistentin und das Gesetz über 
die Ausübung des Berufs des Masseurs, des Mas- 
seurs und medizinischen Bademeisters und des 
i Krankengymnasten mit dem Krankenpflegegesetz 
! zu einem Gesetz zusammenzufassen, ist nicht ge- 
! folgt worden. Der Ausschuß hat sich vielmehr der 
■ Meinung der Bundesregierung angeschlossen, daß 
! durch eine solche Zusammenfassung keinesfalls 
j einer besseren Übersichtlichkeit des zu regelnden 
I Rechtsgebiets gedient sei. 

j Andererseits folgte der Ausschuß dem Vorschlag 
' des Bundesrates, die Bestimmungen über den Lehr- 
gang zu streichen und die Bundesregierung zu er- 
I mächtigen, eine Verordnung über die Zulassung, 
i Ausbildung und Prüfungsordnung zu erlassen. Die 
Bundesregierung erhob keine Einwendungen gegen 
diesen Änderungsvorschlag. 

1 Eine ausgedehnte Diskussion erforderte der Ab- 
schnitt über die vorbehaltenen Tätigkeiten. Die Be- 
stimmungen des § 16 Abs. 2 wurden zunächst als 
nicht ganz befriedigende Lösung gewertet. Nach 
i längerer Aussprache setzte sich im Ausschuß die 
Auffassung durch, daß die besonderen Schwierig- 
keiten berücksichtigt werden müßten, die sich aus 
der Art der Berufstätigkeit der medizinisch-tech- 
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nischen Assistentin ergeben. Ein großer Teil der 
Laboratoriumstätigkeit kann auch von nicht voll 
ausgebildeten Hilfskräften unter ständiger Aufsicht 
und Verantwortung des Arztes ausgeführt werden, 
ohne daß ernste Besorgnisse für eine Gefährdung 
der Volksgesundheit zu entstehen brauchen. Ferner 
ist cs zu berücksichtigen, daß nicht genügend medi- 
zinisch-technische Assistentinnen zur Verfügung 
stehen, um schon jetzt überall die vorbehaltenen 
Tätigkeiten nur durch solche Kräfte ausführen zu 
lassen. Der Ausschuß entschloß sich, den von der 
Bundesregierung vorgesehenen Kompromiß dahin- 
gehend zu ändern, daß nur in einer ärztlichen Praxis 
nicht voll ausgebildetes Personal mit den vorbehal- 
tenen Tätigkeiten beschäftigt werden dürfte, nicht 
aber in Krankenhäusern oder medizinischen Insti- 
tuten. In der ärztlichen Praxis ist das Verhältnis 
von Arzt zu Patient und von Arzt zu untersuchen- 
der Hilfsperson im allgemeinen sehr viel enger 
gestaltet und die Beaufsichtigung der Tätigkeit die- 
ser Personen erscheint besser gesichert als in den 
genannten Einrichtungen. 

Im einzelnen ist zu sagen: 

Zu §§ 1 und 2 Abs. 1 

Der Ausschuß stimmt der Regierungsvorlage zu. 

Zu § 2 Abs. 2 

Bei der Diskussion des § 2 Abs, 2 tauchte wie 
bei der Erörterung des Krankenpflegegesetzes die 
Frage auf, wann eine in der Sowjetzone erteilte 
Erlaubnis zur Ausübung des Berufs der medizinisch- 
technischen Assistentin auch in Westdeutschland 
anerkannt werden könne. Nach der Regierungsvor- 
lage sollte die Entscheidung über Anerkennung 
oder Versagung die Landesbehörde im Benehmen 
mit dem Bundesminister des Innern treffen, d. h., 
daß die Landesbehörde den Bundesminister des 
Innern zu konsultieren hätte, aber nicht an seine 
Entscheidung gebunden ist. Der Ausschuß war der 
Auffassung, daß eine einheitliche Praxis der Be- 
hörden bei Erteilung und Versagung der Erlaubnis 
unbedingt gesichert werden müsse, und ersetzte die 
Worte „im Benehmen" durch „im Einvernehmen". 
Nunmehr bedarf jeder Fall der Zustimmung des 
Bundesministers des Innern. 

Zu §§ 3 bis 7 

Der Ausschuß hat diesen Bestimmungen bis auf 
§ 4 Abs. 1 Nr, 3 in der Fassung der Regierungs- 
vorlage unter Berücksichtigung der vom Bundes- 
rat vorgeschlagenen und von der Bundesregierung 
übernommenen Änderungsvorschläge zugestimmt. 
Zu § 4 Abs. 1 Nr. 3 fügte der Ausschuß statt des 
Wortes „Vorschriften" das Wort „Rechtsvorschrif- 
ten" ein. 

Zu § 8 Abs. 1 Nr. 1 

Der Ausschuß änderte die Regierungsvorlage 
dahin ab, daß die Lehranstalt für medizinisch- 
technische Assistentinnen von einem geeigneten 
Arzt oder von einem geeigneten Arzt gemeinsam 


mit einer geeigneten medizinisch-technischen Assi- 
stentin zu leiten ist. 

Absatz 2 und 3 wurden unverändert übernommen. 

Zu Abschnitt III 

Im Abschnitt III wurden die §§ 9, 10 Abs. 2, §§ 11 
und 12 gestrichen. 

Zu § 10 

Von § 10 wurde der Absatz 1 mit der Ergänzung 
„mindestens" zwei Jahre übernommen. 

Zu § 13 

Absatz 1 wurde unverändert übernommen, Ab- 
satz 2 jedoch dahin ergänzt, daß der Bundesminister 
des Innern ermächtigt wird, durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates das Nähere über 
die Zulassung für die Teilnahme an einem Lehr- 
! gang, die Ausbildung und die Prüfung zu regeln. 
Damit erübrigen sich die gestrichenen Paragraphen 
dieses Abschnitts. 

Zu §§ 14 und 15 

I § 14 Abs. 1 wurde in der Bundesratsfassung an- 
j genommen. 

I § 14 Abs. 2 und Abs. 3 und § 15 wurden unver- 
ändert übernommen. 

i 

j Zu § 16 

i Wie bereits eingangs erwähnt, führten die Be- 
! Stimmungen des § 16 zu einer sehr ausgedehnten 
' und eingehenden Diskussion, da diese Bestimmung 
für die Durchführung des Gesetzes von besonderer 
Bedeutung ist. Er erfuhr zwei Änderungen. In Ab- 
satz 1 wurde die Nr. 3 gestrichen und die Nr. 1 
dahingehend ergänzt, daß neben „Personen mit ab- 
geschlossener naturwissenschaftlicher Hochschulbil- 
dung, die über die erforderlichen Fachkenntnisse 
I verfügen", auch die Apotheker genannt werden. 

I 

1 Eine bedeutsamere Änderung erfuhr Absatz 2 
i Nr. 1 des Regierungsentwurfs. Der Ausschuß war 
I der Ansicht, daß eine solche Bestimmung eine Ent- 
j Wertung des Gesetzentwurfs bedeuten würde, und 
! beschränkte daher den Personenkreis, auf den § 15 
j Abs. 1 keine Anwendung finden sollte, auf nicht 
voll ausgebildete Personen in der Praxis eines 
’ Arztes oder Zahnarztes. Dabei war der Gedanke 
j ausschlaggebend, daß nur in der ärztlichen Praxis 
I das Arzt-Patient-Verhältnis so eng sei und die Auf- 
sicht über die nicht fachlich vorgebildeten Personen 
so intensiv und gesichert sei, daß hier die Verant- 
wortung für eine Beschäftigung solcher unausgebil- 
deten Personen getragen werden könnte. Von den 
Krankenhäusern und Instituten muß dagegen ver- 
langt werden, daß diese ausschließlich mit ordnungs- 
' gemäß ausgebildeten und geprüften medizinisch- 
technischen Assistentinnen besetzt seien. 

Entsprechend Absatz 2 Nr. 1 schränkte der Aus- 
schuß auch Absatz 2 Nr. 2 (Beschäftigung nicht voll 
ausgebildeter Personen durch den Tierarzt) ein. 
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§ 17 wurde in der Bundesratsfassung, der die 
Bundesregierung zugestimmt hat, übernommen. 

Zu §§ 18 und 18 a 

Der Ausschuß war der Ansicht, daß die Führung 
der Berufsbezeichnung der medizinisch-technischen 
Assistentin ohne Erlaubnis in ihren Auswirkungen 
eine so starke Gefährdung der Gesundheit der Be- 
völkerung darstelle, daß dies Verhalten als Straf- 
tat geahndet werden muß. Er teilte deshalb den 
§18 der Regierungsentwurfsfassung in zwei Para- 
graphen. Im nunmehrigen § 18 wurde der Straftats- 
bestand normiert und in einem neuen § 18 a wur- 
den die übrigen Tatbestände aufgenommen. 

Um die Schutzordnung der Ordnungswidrigkeits- 
tatbestände zu erhöhen, setzte der Ausschuß ein 
Bußgeld bis zu 5000 DM fest. 

Mit der Einfügung des Straftatbestandes, § 18 des 
Ausschuß ent Wurfs, wurde eine neue Abschnittsüber- 
schrift des VII. Abschnitts erforderlich. Der Ausschuß 
einigte sich auf die Überschrift: „VII. Straf- und 
Bußgeldvorschriften" . 


§§ 19 bis 21 erfuhren einige Änderungen im 
Wortlaut, die aus Gründen der Zweckmäßigkeit und 
Praktikabilität erforderlich waren. 

§§ 22 bis 24 wurden unverändert übernommen. 
Zu § 25 

Der Ausschuß hielt es für erforderlich, die außer 
Kraft tretenden Vorschriften in § 25 Abs. 1 voll- 
ständig aufzuführen. Hieraus ergab sich die Einfü- 
gung der Nr. 3 letzter Halbsatz; der Nr. 3 a und 
Nr. 3 b. 

Für das Inkrafttreten des Gesetzes — mit Aus- 
nahme der §§ 15 und 16 — wurde der 1. Januar 
1959 vorgesehen, um den Lehranstalten und Behör- 
den die notwendige Zeit zu geben, sich auf die 
neuen Vorschriften dieses Gesetzes und die hierzu 
ergehenden Durchführungs Vorschriften einzustellen. 
Die §§ 15 und 16 sollen erst am 1. Januar 1961 in 
Kraft treten, um den Stellen, die Personen beschäf- 
tigen, welche „vorbehaltene Tätigkeiten" ausüben, 
einen für die Umstellung erforderlichen Zeitraum 
zu geben. 


Bonn, den 29. April 1958 

Frau Blohm 

Berichterstatterin 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 42 — in der aus 
der nachstehenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 29. April 1958 

Der Ausschuß für Gesundheitswesen 
Dr. Stammberger Frau Blohm 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Ausübung des Berufs der medizinisch- 

technischen Assistentin 

— Drucksache 42 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Gesundheitswesen 

(11. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes über die Ausübung des 
Berufs der medizinisdi-technisdien Assistentin 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen*. 

1. Die Erlaubnis zur Führung der 
Berufsbezeichnung 

§ 1 

Wer eine Tätigkeit unter der Berufsbezeichnung 
„medizinisch-technische Assistentin" ausüben will, 
bedarf der Erlaubnis. 

§ 2 

(1) Die Erlaubnis wird Personen erteilt, die nadi- 
weisen, daß sie 

1. an dem Lehrgang (§§ 9 bis 12) teilgenommen, 

2. die Prüfung (§ 13) bestanden und 

3. die praktische Tätigkeit (§ 14) abgeleistet haben. 

(2) Die Erlaubnis kann in Ausnahmefällen auch 
Personen erteilt werden, die eine im Ausland er- 
worbene gleichwertige Ausbildung nachweisen, 
wenn der Bundesminister des Innern nicht wider- 
spricht. Die Erlaubnis kann nur im Benehmen mit 
dem Bundesminister des Innern versagt werden. 

(3) Die Erlaubnis gilt auch außerhalb des Landes, 
in dem sie erteilt wurde. 

§ 3 

(1) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn die Be- 
werberin 

1. nicht im Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte ist, 

2. sich schwerer Verfehlungen schuldig gemacht hat, 
aus denen sich ihre Unzuverlässigkeit zur Aus- 
übung des Berufes ergibt oder 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes über die Ausübung des 
Berufs der medizinisch-technischen Assistentin 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des ßundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

1. Die Erlaubnis zur Führung der 
Berufsbezeichnung 

§ 1 

unverändert 


§ 2 

(1) Die Erlaubnis wird Personen erteilt, die nach- 
weisen, daß sie 

1. an dem Lehrgang (§ 9) teilgenommen, 

2. u n verändert 

3. unverändert 

(2) Die Erlaubnis kann auch Personen erteilt wer- 
den, die eine außerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes erworbene gleichwertige Ausbildung nach- 
weisen. Die Erlaubnis kann nur im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister des Innern erteilt oder ver- 
sagt werden. 

(3) entfällt 

§3 

unverändert 
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Entwurf 

3. wegen eines körperlichen Gebrechens, wegen 
Schwäche ihrer geistigen oder körperlichen 
Kräfte oder wegen einer Sucht die für die Aus- 
übung dieses Berufs erforderliche Eignung nicht 
besitzt. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 und 3 ist 
die Bewerberin vorher zu hören. Ist die Bewerberin 
nicht voll geschäftsfähig, so ist auch der gesetzliche 
Vertreter zu hören. 

§ 4 

(1) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen, wenn 

1. eine Voraussetzung für die Erteilung der Er- 
laubnis irrtümlich als gegeben angenommen wor- 
den ist oder 

2. nachträglich Tatsachen eingetreten sind, die die 
Versagung der Erlaubnis nach § 3 rechtfertigen 
würden oder 

3. die medizinisch-technische Assistentin den für die 
Ausübung des Berufs erlassenen Vorschriften 
wiederholt zuwidergehandelt oder unbefugt die 
Heilkunde ausgeübt hat. 

(2) Die Inhaberin der Erlaubnis ist vorher zu 
hören. Ist die Inhaberin der Erlaubnis nicht voll 
geschäftsfähig, so ist auch der gesetzliche Vertreter 
zu hören. 

§ 5 

Eine Erlaubnis, die auf Grund des § 4 Abs. 1 
Nr. 2 oder 3 zurückgenommen wurde, kann wieder- 
erteilt werden, wenn Tatsachen eingetreten sind, 
die eine Wiedererteilung unbedenklich erscheinen 
lassen. 

§ 6 

Die Bestimmungen dieses Gesetzes gelten für 
medizinisch-technische Assistenten entsprechend. 


II. Die Lehranstalten 
§ 7 

Die nach § 2 Abs. 1 vorgeschriebene Ausbildung 
erfolgt in Lehranstalten für medizinisch-technische 
Assistentinnen, die als zur Ausbildung geeignet 
staatlich anerkannt sind (§ 8). 


§ 8 

(1) Eine Lehranstalt für medizinisch-technische 
Assistentinnen ist zur Ausbildung geeignet, wenn 
sie 

1. von einem geeigneten Arzt geleitet wird. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§ 4 

(1) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen, wenn 
1. unverändert 


2. unverändert 


3. die medizinisch-technische Assistentin den für die 
Ausübung des Berufs erlassenen Rechtsvorschrif- 
ten wiederholt zuwidergehandelt oder unbefugt 
die Heilkunde ausgeübt hat. 

(2) unverändert 


§ 5 

unverändert 


§ 6 

unverändert 


II. Die Lehranstalten 

§ 7 

Die nach § 2 Abs. 1 vorgeschriebene Ausbildung 
erfolgt in Lehranstalten für medizinisch-technische 
Assistentinnen, die als zur Ausbildung geeignet 
staatlich anerkannt sind (§ 8) und in Anstalten, die 
zur Ausbildung ermächtigt sind (§ 14). 

§ 8 

(1) Eine Lehranstalt für medizinisch-technische 
Assistentinnen ist zur Ausbildung geeignet, wenn 
sie 

1. von einem geeigneten Arzt oder von einem ge- 
eigneten Arzt gemeinsam mit einer geeigneten 
medizinisch-technischen Assistentin geleitet wird. 
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Entwurf Beschlüsse des 11. A u s s c h u s s e s 

2. über die für die vorgesehene Höchstzahl der 2. unverändert 
Schüler erforderlichen Ausbildungsmöglichkeiten 
verfügt, insbesondere 

a) über eine ausreichende Zahl geeigneter Lehr- 
kräfte für den theoretischen und praktischen 
Unterricht verfügt, 

b) die erforderlichen Räume und Einrichtungen 
besitzt und 


3. einer oder mehreren Krankenanstalten angeglie- 
dert ist oder ihre Zusammenarbeit mit geeigneten 
Krankenanstalten sichergestellt hat. 

(2) Bei der Anerkennung der Lehranstalt ist nach 
Maßgabe der vorhandenen Ausbildungsmöglich- 
keiten die Höchstzahl der Schülerinnen festzulegen, 
die die Lehranstalt aufnehmen darf. 

(3) Jeder Wechsel in der Person des Leiters der 
Lehranstalt ist der zuständigen Behörde anzuzeigen. 


III. Der Lehrgang 
§9 

(1) Die Bewerberinnen um die Zulassung zum 
Besuch der Lehranstalt haben nachzuweisen 

1. die Vollendung des 18. Lebensjahres, 

2. eine Schulbildung, die mindestens der mittleren 
Reife entspricht, 

3. eine vierteljährige pflegerische Tätigkeit in 
einem Krankenhaus oder die erfolgreiche Teil- 
nahme an einem Schwesternhelferinnenkursus 
des Deutschen Roten Kreuzes, 

4. ihre körperliche Eignung zur Ausübung des Be- 
rufs durch Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses, 
das den Lungenbefund, der sich auf eine Röntgen- 
aufnahme stützen muß, den Befund des Blut- 
bildes, den Zustand der Haut, der Hände und den 
Ausfall der Tuberkulinreaktion berücksichtigt. 

Sie haben ferner ein polizeiliches Führungs- 
zeugnis beizubringen und außerdem einen selbst- 
verfaßten Lebenslauf einzureichen. 

(2) Von dem Erfordernis der Vollendung des 
18. Lebensjahres kann abgesehen werden bei Be- 
werberinnen, die dieses Erfordernis im Lauf eines 
halben Jahres nach Beginn des Lehrganges erfüllen 
werden und die erforderliche körperliche und gei- 
stige Reife besitzen. 

(3) Von den Vorschriften des Absatzes 1 Nr. 2 
können Ausnahmen zugelassen werden. 

§ 10 

(1) Der Lehrgang zur Ausbildung der medizinisch- 
technischen Assistentin dauert zwei Jahre. 

(2) Auf die Dauer des Lehrganges kann eine ab- 
geschlossene Berufsausbildung auf verwandten 
Fachgebieten ganz oder teilweise angerechnet 
werden. 


3. unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

III. Der Lehrgang 
§ 9 

entfällt 


§ 10 

(1) Der Lehrgang zur Ausbildung der medizinisdi- 
technischen Assistentin dauert mindestens zwei 
Jahre. 

(2) entfällt 
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Entwurf 

§n 

Auf die Dauer des Lehrgianges werden an- 
gerechnet 

1. Unterbrechungen durch Ferien von nicht mehr als 
acht Wochen, 

2. Unterbrechungen wegen Erkrankung bis zur 
Gesamtdauer von sechs Wochen. 

§ 12 

Der Lehrgang muß in Vorlesungen und Übungen 
folgende Lehrfächer umfassen: 

1. Physik, 

2. Chemie, 

3. Anatomie und Physiologie, 

4. Histologie, 

5. allgemeine Hygiene, 

6. medizinische Mikrobiologie einschließlich Sero- 
logie, 

7. klinische Chemie und Hämatologie, 

8. medizinische Strahlenkunde, 

9. physikalische Therapie und Diagnostik, 

10. Fotografie, 

11. Berufs- und Gesetzeskunde, insbesondere Strah- 
lenschutzbestimmungen. 

§ 13 

(1) Die erfolgreiche Teilnahme an dem Lehrgang 
ist durch eine Prüfung vor einem staatlichen 
Prüfungsausschuß für medizinisch-technische Assi- 
stentinnen nachzuweisen. 

(2) Der Bundesminister des Innern erläßt durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
eine Prüfungsordnung. 


IV. Praktische Tätigkeit 

§ 14 

(1) Die praktische Tätigkeit dauert ein halbes 
Jahr. Sie ist an Krankenanstalten oder an Instituten 
abzuleisten, die zur Annahme von Praktikantinnen 
ermächtigt sind, und spätestens innerhalb eines 
Jahres nach Ablegung der Prüfung zu beginnen. 
Die Frist kann in Ausnahmefällen verlängert 
werden. 

(2) Die praktische Tätigkeit ist nach Wahl der 
Praktikanten auf einem der nachstehend genannten 
Gebiete abzuleisten: 

1. Medizinische Strahlenkunde, 

2. Histologie, 

3. medizinische Mikrobiologie einschließlich der 
Serologie oder 

4. klinische Chemie und Hämatologie. 

(3) Wird die praktische Tätigkeit länger als drei 
Wochen unterbrochen, so muß die hierüber hinaus- 
gehende Zeit nachgeholt werden. 


Beschlüsse des 1 1. A u s s c h u s s e s 
§ 11 

entfällt 


§ 12 

entfällt 


§ 13 

(1) unverändert 


(2) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bimdesrates das Nähere für die Zulassung zur Teil- 
nahme an einem Lehrgang, die Ausbildung und die 
Prüfung zu regeln. 

IV. Praktische Tätigkeit 

§ 14 

(1) Die praktische Tätigkeit dauert ein halbes Jahr. 
Sie ist an Krankenanstalten oder an Instituten ab- 
zuleisten, die zur Annahme von Praktikantinnen 
ermächtigt sind. 


(2) unverändert 


(3) unverändert 
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Entwurf 

V. Vorbehaltene Tätigkeiten 

§ 15 

(1) Zur Ausübung einer der nachstehenden Tätig- 
keiten in der Humanmedizin sind nur Personen zu- 
gelassen, die eine Erlaubnis nach § 1 besitzen: 

1. Hilfeleistung bei der Anwendung ionisierender 
Strahlen, 

2. Hilfeleistung bei der Untersuchung von Körper- 
geweben, 

3. Arbeiten auf dem Gebiet der klinischen Chemie 
mit Ausnahme der Untersuchungen des Harns, 
des Magensaftes, des Stuhls, der Rückenmark- 
flüssigkeit auf Zellzahl und der Blutzuckerbestim- 
mung nach Crecelius-Seifert, 

4. Arbeiten auf dem Gebiet der Hämatologie mit 
Ausnahme der Färbung von Blutausstrichen, der 
Zählung der roten und weißen Blutkörperchen 
und der Bestimmung des Hämoglobins, 

5. Arbeiten auf dem Gebiet der Mikrobiologie ein- 
schließlich der Serologie. 

(2) Die in Absatz 1 Nr. 1, 2 und 5 bezeichneten 
Tätigkeiten dürfen von den in Absatz 1 genannten 
Personen nicht in selbständiger Berufstätigkeit aus- 
geübt werden. 

(3) Die in Absatz 1 genannten Personen dürfen 
ferner 

1. die in Absatz 1 Nr. 1 bezeichneten Tätigkeiten 
nur im Aufträge eines Arztes oder Zahnarztes, 

2. die in Absatz 1 Nr. 2 bis 5 bezeichneten Tätig- 
keiten nur im Aufträge eines Arztes, Zahnarztes 
oder Tierarztes 

ausüben. 

§ 16 

(1) § 15 Abs. 1 findet keine Anwendung auf 

1. Ärzte, Zahnärzte und, mit Ausnahme des § 15 
Abs. 1 Nr. 1, auf Tierärzte und Personen mit ab- 
geschlossener naturwissenschaftlicher Hochschul- 
bildung, die über die erforderlichen Fachkennt- 
nisse verfügen, 

2. Personen, die sich in der Ausbildung für einen 
der in Nummer 1 genannten Berufe oder in der 
nach diesem Gesetz vorgeschriebenen Ausbildung 
für den Beruf der medizinisch-technischen Assi- 
stentin befinden, soweit sie Arbeiten ausführen, 
die ihnen im Rahmen ihrer Ausbildung über- 
tragen sind, 

3. Apotheker hinsichtlich der in § 15 Abs, 1 Nr. 3 
bezeichneten klinisch-chemischen Untersuchungen. 

(2) § 15 Abs. 1 findet ferner keine Anwendung 
auf 

1. Personen, die die in § 15 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 be- 
zeichneten Tätigkeiten unter ständiger Aufsicht 
und ausschließlicher Verantwortung eines Arztes 
oder Zahnarztes, 


Beschlüsse des 11. A u s s c h u s s e s 
V. Vorbehaltene Tätigkeiten 
§ 15 

unverändert 


§ 16 

(1) § 15 Abs. 1 findet keine Anwendung auf 

1. Ärzte, Zahnärzte und, mit Äusnahme des § 15 
Abs. 1 Nr. 1, auf Tierärzte sowie Apotheker und 
Personen mit abgeschlossener naturwissenschaft- 
licher Hochschulbildung, die über die erforder- 
lichen Fachkenntnisse verfügen, 

2. unverändert 


3. e n t f ä 1 1 1 

(2) § 15 Abs. 1 findet ferner keine Anwendung 
auf 

1. Personen, die die in § 15 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 be- 
zeichneten Tätigkeiten in der Praxis eines Arztes 
oder Zahnarztes unter seiner ständigen Aufsicht 
und ausschließlichen Verantwortung, 
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2. Personen, die die in § 15 Abs. 1 Nr. 2 bis 4 be- 
zeichneten Tätigkeiten unter ständiger Aufsicht 
und ausschließlicher Verantwortung eines Tier- 
arztes 

ausüben. 


VL Zuständigkeiten 

§ 17 

(1) Die Entscheidungen nach § 2 Abs. 1, § 4 Abs. 1, 
§ 5, §9 Abs. 3 und 4, § 10 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Satz 3 
trifft die höhere Verwaltungsbehörde. Zuständig ist 
für die Entscheidung 

1. nach § 2 Abs. 1 sowie § 14 Abs. 1 Satz 3 die 
höhere Verwaltungsbehörde, in deren Bereich die 
Prüfung abgelegt wurde, 

2. nach § 4 Abs. 1 die für den Wohnsitz der medi- 
zinisch-technischen Assistentin zuständige höhere 
Verwaltungsbehörde, 

3. nach § 5 die höhere Verwaltungsbehörde, die die 
Erlaubnis zurückgenommen hat, 

4. nach § 9 Abs. 3 und 4 sowie § 10 Abs. 2 die hö- 
here Verwaltungsbehörde, in deren Bereich die 
Lehranstalt liegt. 

(2) Die Entscheidung nach § 2 Abs. 2 und § 14 
Abs. 1 Satz 2 trifft die für das Gesundheitswesen 
zuständige oberste Landesbehörde oder die von ihr 
bestimmte Behörde, im Falle des § 14 Abs. 1 Satz 2 
nach Anhörung der anerkannten Lehranstalten des 
Landes. 


VII. Ordnungswidrigkeiten 
§ 18 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. ohne die Erlaubnis nach § 1 zu besitzen, die Be- 
rufsbezeichnung „medizinisch-technische Assisten- 
tin" führt, 


2. entgegen den Vorschriften dieses Gesetzes die 
in § 15 Abs. 1 bezeichneten Tätigkeiten ausübt, 

3. eine Person, die nicht die Erlaubnis nach § 1 
besitzt, entgegen den Vorschriften dieses Gesetzes 
mit der Ausübung einer der in § 15 Abs. 1 be- 
zeichneten Tätigkeiten beauftragt, oder duldet, 
daß eine solche Person eine dieser Tätigkeiten 
für ihn ausübt, 

4. gegen die Vorschriften des § 15 Abs. 2 oder 3 
verstößt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße geahndet werden. 


Beschlüsse des 1 1. A u s s c h u s s e s 

2. Personen, die die in § 15 Abs. 1 Nr. 2 bis 4 be- 
zeichneten Tätigkeiten in der Praxis eines Tier- 
arztes unter seiner ständigen Aufsicht und aus- 
schließlichen Verantwortung 

ausüben. 


VI. Zuständigkeiten 
§ 17 

(1) Zuständig ist für die Entscheidung 


1. nach § 2 Abs. 1 die Verwaltungsbehörde, in deren 
Bereich die Prüfung abgelegt wurde, 

2. nach § 2 Abs. 2 und § 4 Abs. 1 die für den Wohn- 
sitz der medizinisch-technischen Assistentin zu- 
ständige Verwaltungsbehörde, 

3. nach § 5 die Verwaltungsbehörde, die die Erlaub- 
nis zurückgenommen hat, 

4. nach § 7 und § 14 Abs. 1 Satz 2 die Verwaltungs- 
behörde, in deren Bereich die Anstalt liegt. 

(2) entfällt 


VII. Straf- und Bußgeldvorschriften 

§ 18 

Mit Gefängnis bis zu drei Monaten und mit Geld- 
strafe oder mit einer dieser Strafen wird bestraft, 

wer ohne die Erlaubnis nach § 1 zu besitzen, die 
Berufsbezeichnung „medizinisch-technische Assisten- 
tin" führt. 

§ 18 a 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. entgegen den Vorschriften dieses Gesetzes die 
in § 15 Abs. 1 bezeichneten Tätigkeiten ausübt, 

2. eine Person, die nicht die Erlaubnis nach § 1 
besitzt, entgegen den Vorschriften dieses Geset- 
zes mit der Ausübung einer der in § 15 Abs. 1 
bezeichneten Tätigkeiten beauftragt, oder duldet, 
daß eine solche Person eine dieser Tätigkeiten 
für ihn ausübt, 

3. gegen die Vorschriften des § 15 Abs. 2 oder 3 
verstößt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße bis zu 5000 Deutsche Mark geahndet werden. 
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VIIL Übergangsbestimmungen 

§ 19 

(1) Eine nach den bisher geltenden Vorschriften 
erteilte Erlaubnis zur Ausübung des Berufs als 
medizinisch-technische Assistentin gilt als Erlaub- 
nis nach § 1. 

(2) Eine vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begon- 
nene Ausbildung als medizinisch-technische As- 
sistentin wird nach den bisher geltenden Vorschrif- 
ten abgeschlossen. Nach Abschluß der Ausbildung 
erhält die Bewerberin die Erlaubnis nach § 1. 


§ 20 

(1) Eine nach den bisher geltenden Vorschriften 
gültige Erlaubnis zur berufsmäßigen Ausübung der 
Tätigkeit als medizinisch-technische Gehilfin gilt 
im bisherigen Umfange weiter. 


(2) Für medizinisch-technische Gehilfinnen, die die 
Erlaubnis nach § 1 erlangen wollen, verkürzt sich 
die Dauer des Lehrganges (§ 10) um ein Jahr. Haben 
sie ihre Berufstätigkeit vor Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes mindestens ein Jahr ausgeübt, so gilt die 
praktische Tätigkeit (§ 14) als abgeleistet. 

(3) Medizinisch-technische Gehilfinnen, die min- 
destens zehn Berufsjahre nach weisen, werden ohne 
Teilnahme am Lehrgang zur Prüfung zugelassen und 
erhalten nach bestandener Prüfung die Erlaubnis 
nach § 1. 

§ 21 

(1) Lehranstalten, die nach den bisher geltenden 
Vorschriften als Lehranstalten für medizinisch-tech- 
nische Assistentinnen staatlich anerkannt worden 
sind, gelten als anerkannte Lehranstalten im Sinne 
des § 7. 

(2) Eine nach den bisher geltenden Vorschriften 
erteilte Anerkennung als Lehranstalt für die Aus- 
bildung von medizinisch-technischen Gehilfinnen er- 
lischt ein Jahr nach Inkrafttreten dieses Gesetzes. 


§ 22 

(1) § 8 Abs. 1 Nr. 1 gilt nidit für Personen, die bei 
Inkrafttreten dieses Gesetzes Lehranstalten leiten, 
ohne Arzt zu sein. 

(2) § 15 Abs. 2 gilt nicht für Personen, die bei 
Inkrafttreten dieses Gesetzes befugt in der in § 15 
Abs. 2 bezeichneten Weise tätig sind, ohne Arzt, 
Zahnarzt oder Tierarzt zu sein. 


Beschlüsse des 11. A u s s c h u s s e s 
VIIL Übergangsbestimmungen 
§ 19 

(1) Eine staatliche Anerkennung als medizinisch- 
technische Assistentin, die auf Grund der in § 25 be- 
zeichneten Bestimmungen erteilt worden ist, gilt 
als Erlaubnis nach § 1. 

(2) Eine Ausbildung als medizinisch-technische 
Assistentin, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
auf Grund der in § 25 bezeichneten Bestimmungen 
begonnen worden ist, wird nach diesen Bestimmun- 
gen abgeschlossen. Nach Abschluß der Ausbildung 
erhält die Bewerberin die Erlaubnis nach § 1. 


§ 20 

(1) Eine Erlaubnis zur berufsmäßigen Ausübung 
der Tätigkeit als medizinisch-technische Gehilfin, die 

vor Inkrafttreten dieses Gesetzes auf Grund der in 
§ 25 bezeichneten Bestimmungen erteilt worden ist, 

gilt im bisherigen Umfange weiter. 

(1 a) Eine Ausbildung als medizinisch-technisdie 
Gehilfin, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes auf 
Grund der in § 25 bezeichneten Bestimmungen be- 
gonnen worden ist, wird nach diesen Bestimmungen 
abgeschlossen. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 21 

(1) Lehranstalten für medizinisch-technische Assi- 
stentinnen, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes die 
staatliche Anerkennung erhalten haben, gelten wei- 
ter als staatlich anerkannt nach § 7, falls die An- 
erkennung nicht zurückgenommen wird. 

(2) unverändert 


§ 22 

unverändert 
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§ 23 

(1) Wer die staatliche Anerkennung (Erlaubnis) 
als technische Assistentin an veterinärmedizinischen 
Instituten besitzt, erhält auf Antrag die Erlaubnis 
nach § 1, wenn 

1. die Ableistung einer vierteljährigen pflegerischen 
Tätigkeit in einem Krankenhaus oder die erfolg- 
reiche Teilnahme an einem Schwesternhelferin- 
nenkursus des Deutschen Roten Kreuzes, 

2. die Teilnahme an einem Ergänzungslehrgang von 
sechs Monaten in einer anerkannten Lehranstalt 
auf dem Gebiet der medizinischen Strahlenkunde 
und die Ablegung einer Prüfung sowie 

3. die Ableistung der im § 14 vorgeschriebenen 
praktischen Tätigkeit 

nachgewiesen wird. 

(2) Der Nachweis der Tätigkeit nach Absatz 1 
Nr. 3 entfällt für Personen, die die staatliche An- 
erkennung als technische Assistentin an veterinär- 
medizinischen Instituten besitzen und mindestens 
zehn Berufsjahre nachweisen. 


IX. Schlußbestimmungen 

§ 24 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Ver- 
ordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Drit- 
ten Überleitungsgesetzes. 

§ 25 

Dieses Gesetz tritt am 

in Kraft. Gleichzeitig treten, soweit sich nicht aus 
§ 19 etwas anderes ergibt, alle entgegenstehenden 
Vorschriften außer Kraft, insbesondere 

1. die Erste Verordnung über die Berufstätigkeit 
und die Ausbildung medizinisch-technischer Ge- 
hilfinnen und medizinisch-technischer Assisten- 
tinnen (Erste MGAV) vom 17. Februar 1940 
(Reichsgesetzbl. I S. 371), 

2. die Zweite Verordnung über die Berufstätigkeit 
und die Ausbildung medizinisch-technischer Ge- 
hilfinnen und medizinisch-technischer Assisten- 
tinnen (Zweite MGAV) vom 17. Februar 1940 
(Reichsgesetzbl. I S. 378), 

3. der Runderlaß des Reichsministers des Innern 
vom 26. Juni 1940 (Ministerialblatt des Reichs- 
und Preußischen Ministeriums des Innern S. 1292), 
betreffend Durchführung der Ersten und Zweiten 
Verordnung über die Berufstätigkeit und die Aus- 
bildung medizinisch-technischer Gehilfinnen und 
medizinisch-technischer Assistentinnen sowie die 
dazu ergangenen Änderungserlasse vom 1. De- 
zember 1941 (Ministerialblatt des Reichs- und 


Beschlüsse des 1 1. A u s s c h u s s e s 
§ 23 

unverändert 


IX. Schlußbestimmungen 
§ 24 

unverändert 


§ 25 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme der §§ 15 
und 16 am 1. Januar 1959 in Kraft. Gleichzeitig treten, 
soweit sich nicht aus § 19 und § 20 Abs. 1 a etwas 
anderes ergibt, außer Kraft, 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. der Runderlaß des Reichsministers des Innern 
vom 26. Juni 1940 (Ministerialblatt des Reichs- 
und Preußischen Ministeriums des Innern S. 1292), 
betreffend Durchführung der Ersten und Zweiten 
Verordnung über die Berufstätigkeit und die Aus- 
bildung medizinisch-technischer Gehilfinnen und 
medizinisch-technischer Assistentinnen sowie die 
dazu ergangenen Änderungserlasse vom 1. De- 
zember 1941 (Ministerialblatt des Reichs- und 
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Preußischen Ministeriums des Innern S. 2182) und 
vom 28. Januar 1942 (Ministerialblatt des Reichs- 
und Preußischen Ministeriums des Innern S. 288), 


4. die Verordnung des Senats der Freien Hansestadt 
Bremen zur Ergänzung der Ersten Verordnung 
über die Berufstätigkeit und Ausbildung medizi- 
nisch-technischer Gehilfinnen und Assistentinnen 
vom 18. August 1948 (Gesetzblatt der Freien 
Hansestadt Bremen S. 146). 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Preußischen Ministeriums des Innern S. 2182), 
vom 28. Januar 1942 (Ministerialblatt des Reichs- 
und Preußischen Ministeriums des Innern S. 288) 

und vom 8. Juli 1942 (Ministerialblatt des Reichs- 
und Preußischen Ministeriums des Innern S. 1465), 

3a. der Runderlaß des Reichsministers des Innern 
vom 6. Januar 1941 (Ministerialblatt des Reichs- 
und Preußischen Ministeriums des Innern S. 84), 
betreffend Durchführung der ersten Verordnung 
über die Berufstätigkeit und die Ausbildung 
medizinisch-technischer Gehilfinnen und medizi- 
nisch-technischer Assistentinnen, 

3b. der Runderlaß des Reichsministers des Innern 
vom 3. Dezember 1941 (Ministerialblatt des 
Reichs- und Preußischen Ministeriums des In- 
nern S. 2183), betreffend Erteilung der Berufs- 
erlaubnis für medizinisch-technische Gehilfinnen 
und Assistentinnen. 

4. unverändert 


(2) Die §§ 15 und 16 treten am 1. Januar 1961 in 
Kraft. 
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